
BundesSozialgericht

12 RJ 258/70

Verkündet am —
28° April 1971'

RegHauptsekretär
Schriftführer

i‚‘ I m N a m e n d e s V 0 l k e s

U.r t e i l“

:‘in dem Rechtsstreit

...],O—jcnoyeno-.....olyou.goooo.\‚ot■lI...-colo."QlD-■vqooltoßß‚_l

Kläger Und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigte:;... ;;.,.....;;‚..;.. .. —

gegen

.. ..... ...üoocouccoil'.ooOQCCOOICU‚IDOOIOCOC'QOO.o'col,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28" April 1971 durch

Senatspräsidenti ' Dr; H a u g}

.— Vorsitzender —‚
VBundesrichter Drr F r i e d e r i'c h s ,

Bundesrichter ' B u r g e r ,
Bundessozialrichter H a u S—e n und

cBundessozialrichter H o e s h

für Recht erkannt:
-i
'1

Die Revision des Klägers gegen das Urteil desi

Bayerischen Landessozialgerichts vom 20° Mai 1970

wird zurückgewiesen. ' " '

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.

!} " _2__
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‘G r ü n d e :]
___—___. ......

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob bei der dem

Kläger gewährten Versichertenrente Zeiten eines Auslands—‚

aufenthalts als Ersatzzeiten i. s. des 5 1251 Abs. 1 Nr. 3
der Reichsversicherungsordnung (RVG) zu berucks1cht1gen '

sind. '

Der im Februar 1904 geborene Kläger ist deutscher Staatse

angehöriger. 'Er lebt seit September 1930 in Argentinien
_und hatte dort noch 1m gleichen Jahr geheiratet Aus der

Ehe sind zWei Kinder hervorgegangen.
{_

Die
Beklagte zahlt

dem Kläger
vom

1 Oktober 1968 an die

Versichertenrente wegen Erwerbsunfähigkeit. Sie legte

dabei die vom November 1921 bis August 1930 entrichteten
Pflichtbeiträge zur

ArbeiterrentenvehSicherung zugrunde

(Bescheide vom 3. März und 29. August 1969).

Mit der Klage begehrte der Kläger die Anrechnung einer

ErSatzzeitnach5 1251Abs.1 Nr.-} RVOvomSeptember1939'
zunächst bis Mai 1945 und — im Berufungsverfahren +:bis

Januar 1952, weil er während dieser Zeit an der Rückkehr
nach Deutschland durch feindliche Maßnahmen verhindert

gewesen sei. Er habe sich nach Ausbruch des?° Weltkrie—

ges, wie die vorgelegte Bescheinigung der Deutschen Bot—

‘SChaft in Buenos Aires vom 15. September 1959 beweise, zur
Erfüllung seiner Wehrpflicht bei der Botschaft gemeldet
und habe dadurch seinen Willen zur Rückkehr nach Deutsch-

land bekundet° Eine Ausreisemöglichkeit habe damals aber

wegen der feindlichen Seekriegsmaßnahmen nicht mehr be—
standen.,
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Die Klage hatte in beiden Vorinstanzen keinen Erfolg. Das

Landessozialgericht (LSG) wies die Berufung gegen das

klagabweisende Urteil des Sozialgerichts (SG) zurück; es
ließ die Revision zu (Urteil vom 20. Mai 1970). Zur Begrün—

‚dung führte das LSG im wesentlichen auSr

Das Bühdessozialgeri0ht (BSG) habe in seiner Entscheidung

vom 30. November 1961 (BSG 16, 28) zum Ausdruck gebracht„
die Rückkehr aus dem Ausland bedeute, daß man zunächst im

Inland gelebt habe, dann ins Ausland gegangen und anschlie—

ßend wieder insilnland zurückgekehrt sei. Auch nach der

Entscheidung des BSG vom 23. Juni 1965 (SozR Nr. 13 zu
@ 1251 HVO).sei jedenfalls Voraussetzung für die Anrech-

nung einer Zeit eines Auslandsaufenthalts, daß ein‘Ver-

sicherter nach Kriegsénde zu irgendeinem Zeitpunkt nach

Deutschland zurückgekehrt sei. Dies sei jedoch beim Klä—

ger nicht der Fall. Selbst wenn man aber die Anrechnung

einer Ersatzzeit nach 5 1251 Abs. 1 Nr. } RVO nicht von
einer tatsächlichen Rückkehr abhängig machen wollte,

hätte der Kläger die Tatbestandsmerkmale dieser.Rechtsw

norm nicht erfüllt, weil er bei Kriegsausbruch
im

Sep-

tember 1939 zwar als Auslandsdeutscher seiner Wehrpflicht
‚_genügen, damit aber nicht seinen Wohnsitz und den Mittel—Ö '

punkt seiner wirtschaftlichen Interessen von Argentinien
nach Deutschland verlegen wollte. Der fehlende Wille zur
Rückkehr ergebe sich auch daraus, daß der Kläger nach dem

2. Weltkrieg auch nach Normalisierung der Verhältnisse ‚A_

nicht naeh.Deutschland zurückgekehrt sei. " ' &.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger form— und fristgerecht

Revision eingelegt. Er rügt eine Verletzung des 5 1251 '„r;3
Abs. 1 Nr. } EVO durch das Berufungsgericht. "

Entgegen der Auffassung des LSG sei der Rückkehrwille

nicht von der beabsichtigten Verlegung des Wohnsitzes

und des Mittelpunktes der wirtschaftlichen;Interessen

‘abhängig. Andererseits schließe ein nach dem Ende des
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2. Weltkrieges gefaßter Entschluß zum Verbleiben in Süde

amerika'den Rückkehrwi11en für die Dauer der Kriegszeit

nicht aus. Ausgangspunkt der gesetzlichen Regelung des
,5 1251 Abs. 1 Nr. } EVO sei die Tatsache, daß die im Aus—

land lebendenStaatsangehörigeneines Jeden in einen Krieg_

verwickelten Landes für die Dauer der KriegsZeit in das

Land ihrer Staatsangehörigkeit zurückzukehren wünschen,

sofern die Gefahr nicht ausgeschlossen werden könne, daß

das Aufénthaltsland auf der Gegenseite in den Krieg ein—V

tritt oder sich nur einer scheinbaren Neutralität beflei—'u

ßigt. Aus dieser Tatsache sei zumindest in der Verwaltungs—

praxis, teilweise aber auch in der Rechtsprechung für

kriegführende Staaten der Grundsatz entwickelt worden,

daß sie ihre rückkehrwilligen Staatsangehörigen in das

Inland zu verbringen hätten‚

Wie sich aus der vorgelegten Stellungnahme eines früheren

Angehörigen der Deutschen Botschaft in Rio de Janeiro vom

15. Mai 1970 ergebe, sei aufgrund der feindlichen See—

kriegsmaßnahmen bei Ausbruch des 2. Weltkrieges eine Rück—

kehr für die meisten in Südamerika lebenden Deutschen

nicht möglich gewesen" Die Stellungnahme lasse auch erken—

nen, daß die ganz überwiegende Zahl der deutschen Staats-

angehörigen für die Dauer der Kriegszeit ungeachtet der '

jeweiligen wirtschaftlichen und familiären Verhältnisse

zur Rückkehr entschlossen gewesen Sei° Zweifellos habe

die Mehrzahl der Auslandsdeutschen nach dem erhofften

"Endsieg" an die Stätte ihres.früheren Wirkens zurück-
kehren wollen° Unter diesen Umständen schließe die Nicht-

aufgabe wirtschaftlicher Interessen in Südamerika den

Rückkehrwillen nach Deutschland nicht aus° Wirtschaftli—

che Interessen seien ohnehin kein Indiz für den Willen,

ein Land zu verlassen, So hätten zahlreiche Verfolgte

des NS—Regimes und die Vertriebenen auch unter bewußter

Aufgabe erheblicher wirtschaftlicher Werte ihre Heimat

verlassen. Es sei unzulässig, die Anrechnung von Ersatz-
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zeiten nach 5 1251 Abs. 1 Nr; } RVO - im Gegensatz zu
den übrigen Ersatzzeitenregelungen

— von weiteren als den

vom GeSetz geforderten Kriterien abhängig zu machen. Auch_

könne es nicht auf den Grundgedanken der Anrechnung von

Ersatzzeiten - nämlich echte Beitrag32eiten zu ersetzen -
nankommen, da dieser durch die gesetzliche Regelung bee

reits vielfach "durchlöchert“ worden sei; Es müsse mit-
hin völlig unerheblich sein, welche Tätigkeiten der rück—

kchrwillige Auslandsdeutsche während der Zeit des

.2. Weltkrieges in Deutschland habe entfalten Wollen. -Wenn;

‚aber für die Zeit vom September 1939 bis zum Jahresende
-1947 Ersatzzeiten angerechnet würden, so wäre sogar die

ffür das Altersruhegeld erforderliche Versicherungszeit

‚von 180 Monaten vorhanden.

Der Kläger beantragt daher,

die Beklagte unter Aufhebung des
angefochtenen

Urteils sowie des Urteils des Sozialgerichts

Würzburg vom 27. Juni 1969 und unter_Abänderung

des Bescheids der Beklagten vom 3‚ März 1969 zu
Verurteilen, dem Kläger mit Wirkung vom 1° Okto—

ber 1968 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und vom
1; März 1969 an Altersruhegeld unter zusätzli—
cher Berücksichtigung einer Ersatzzeit nach

S 1251Abs.1 Nr. 5 Rvozu zahlen.

Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revision.

Sie hält die Ausführungen des Berufungsgerichts für zu—
treffend°

II

Die Revision ist nicht begründet."“°

Der Kläger kann nicht verlangen, daß bei der Festsetzung

seiner Rente Ersatzzeiten nach 5 1251 Abs„ 1 Nr° } EVO

'.'6'‚
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berücksichtigt werden„ Die Anrechnung solcher Ersatz—

zeiten ist für Zivilpersonen vorgesehen, die während
oder nach der Beendigung eines Krieges tatsächlich

aus-

dem Ausland zurückgekehrt sind und die geltend machen

können, daß ihre Rückkehr und die Aufnahme einer versi-
cherung$pflichtigen Beschäftigung in Deutschland durch

feindliche Maßnahmen verzögert worden sind (vgl. BSG 16,

26, 28). Sie sollen für den dadurch bedingten Beitrags—’
ausfall durch Anrechnung einer Ersatzzeit entschädigt

werden' Der Kläger ist jedoch nicht zurückgekehrt,

Als an_der Rückkehr aus dem Ausland verhindert könnte

er allenfalls dann angesehen werden, wenn er einen ent—

sprechenden Rückkehrwillen gehabt hätte, dessen Durch-

setzung an feindlichen Maßnahmen gescheitert ist. Das

LSG.hat einen solchen Willen des Klägers während der

streitigen Zeit zu Recht verneint.

‚ _.

Der Kläger vermag seinen angeblichen Rückkehrwillen

allein mit der Bescheinigung der Deutschen Botschaft in

Buenos Aires vom 15" September 1959 zu belegen' Es ist

bereits nicht auszuschließen, daß — unter Berücksichti—

gung der damaligen Machtverhältnisse, insbesondere auf—

grund der Seeblockade durch die Alliierten
— der Kläger

mit der Meldung bei der Botschaft allein einer formalen

Pflicht nachgekommen ist° Im übrigen wird in der Beschei-

nigung der Botschaft nur bestätigt, daß sich der Kläger

dort zur Erfüllung seiner Wehrpflicht gemeldet hat° Aus

dieser Meldung kann schon deswegen für sich allein kein

Rückkehrwille nach Deutschland hergeleitet werden, weil

die Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht — unter Be-

rücksichtigung der damaligen weltweiten Kriegsschau—

plätze—-gerade bei deutschen Staatsangehörigen in Über—_

see mit einer Rückkehr nach Deutschland nicht verbunden

zu sein brauchte.
1

l
1
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Überdies verkennt die Revision, daß die Leistung militä—

rischen Dienstes während des 2. Weltkriegs ebenfalls eine

Ersatzzeit wäre (5 1251 Abs. 1 Nr. 1 RVG).—Die Rückkehr

nach Deutschland allein zu dem Zweck.der Wehrdienstlei-

stung könnte somit auch nach dem Sinn der Ersatzzeiten-

regelüng, nämlich eine infolge außergewöhnlicher Umstände-

nicht zu erwartende Beitragsleistung zu ersetzen, nicht

zur Berücksichtigung einer Ersatzzeit nach & 1251 Abs. 1

Nr. 3.RVO führen.’Ansonsten würde im Ergebnis lediglich.

eine nach den gesetzlichen Voraussetzungen nicht gegebene,

Ersatzzeit durch eine andere ersetzt._

DasLSGhat daherzutreffenddie Rückkehr1.5. des5 1251
Abs. 1 Nr. 3 BVG von dem Willen des Klägers abhängig ge-

macht, den Mittelpunkt seines persönlichen und wirtschaft—
lichen Lebensbereichs während und nach dem 2. Weltkrieg

wieder nach Deutschland zu verlegen. Zur Erf0rschung des

wahren Willens durfte dabei.das LSG 7 wie der Senat be-

reits in seiner Entscheidung vom 28. Januar 1970 (Az.; ‘

12 RJ 552/65) betont hat —in einer rückschauenden Be-
trachtungsweise aus der ganzen Lebensgestaltung des Klä-

gers den Schluß ziehen, daß der Kläger den bereits seit.

dem Jahre 1950 in Argentinien geschaffenen und für die

Dauer berechneten Lebenskreis auch nach Ausbruch des

2. Weltkrieges bewußt dort fortgesetzt hat. Ein ernsthaf—

ter Wille zur Rückkehr nach Deutschland könnte nur dann

angenommen werden, wenn er durch eine entsprechende objek—£

tive Handlungsweise des Klägers in irgendeiner Form bekun—
det werden wäre. Eine solche vermag die Revision.— mit Aus—

nahme der nicht beweiskräftigen Meldung bei der Botschaft g „
nicht zu benennen. Sie räumt im Gegenteil sogar ein, daß '”

die Mehrzahl der Auslandsdeutschen nach Kriegsende wieder

an ihren Wohnsitz im Ausland zurückkehren wollten. Auch

auf die vorgelegte Stellungnahme eines früheren Angehöri-

gen der Deutschen Botschaft in Rio de Janeiro kann die
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Revision den Rückkehrwillen im konkreten Fall des Klägers

nicht stützen, weil die Stellungnahme primär die damali—

gen Verhältnisse in Brasilien betrifft und überdies viel
Izu allgemein gehalten ist, um daraus gerade beim Kläger.
einen während der gesamten_streitigen zeit bestehenden

;
ernsthaften Rückkehrwillen ableiten zu können.

.„
f '

Wenndie Revision meint, wirtschaftliche Interessen seien

kein geeignetesIndiz. für denRückkehrwillen,und diese >
Auffassung mit dem Willen der politisch Verfolgteh und

‚der Vertriebenen belegt, so geht dieser Hinweis fehl.‚ _
Der maßgebliche Unterschied zu diesen Versicherten be—

steht darin, daß diese —-im'GegenSatz zumKläger - in—
folge eines auf sie ausgeübten Zwangs ihren Wohnsitz auch

unter Aufgabe wirtschaftlicher Güter verlassen mußten.

Entgegen der AhSicht der RéüiSion kann auch nicht allge—

mein unterstellt werden, daß die im Ausland lebenden

deutschen Staatsangehörigen bei Ausbruch.des 2. Welt—'
krieges alle nach Deutschland zurückkehren wollten. Ein '

derartiger Erfahrungssatz kommt nur für diejenigen Deut—

schen in Betracht, die —wie beiSpielsweise Seeleute uhd'
IAuslandsreisende

— ihren Wohnsitz im Inland hatten und ;‚

vom Ausbruch des Krieges im Ausland überrascht wurdeno

"Dagegen kann von einer Rückkehr 1,8. des 5 1251 Abs._l ”

Nr° } EVO bei ohnehin bestehendem Dauerwohnsitz im Aus—

land nicht gesprochen werden. Zwar hat der 11. Senat im

Urteil vom 23 Juni 1965 (SozR Nr° 13 zu 5 1251 EVO)

die Auffassung vertreten, daß ein Versicherter, der sich

während eines Krieges im Ausland aufhält, "in aller_«;

Regel" den Willen haben wird, sich in den Staat zu be—

geben, in dem er nicht Ausländer, sondern Inländer ist_l

— und zwar unabhängig davon, ob der Aufenthalt im Aus—

land als ein vorübergehender oder als ein dauernder be«

absichtigt gewesen ist. Abgesehen davon, daß diese Ente
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scheidung einen ganz anderen Sachverhalt betraf (ein

in Rußland geborehes Kind deutscher Eltern wurde wäh4

rend des 1. Weltkrieges dort interniert und kam nach

“Kriegsende erstmals nach Deutschland), ist zu beach-

Aten, daß das Urteil noch vor Inkrafttreten des 4

-l. Rentenver$icherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) er—
.ging, durch welches die Vorschrift des 5 1251 Abs. I

Nr, } RVO ergänzt worden ist. Der Verhinderung der

Rückkehr durch feindliche Maßnahmen in das Inland
steht nunmehr das Festhalten im Ausland gleich; Die

Gesetzesänderung berücksichtigt somit zusätzlich, daß.

die bereits bei Kriegsausbruch ständig im Ausland

lebenden deutschen Staatsangehörigen durch feindliche

„Maßnahmen dort festgehalten worden sein konnten. Die
_Ergänzung wäre überflüssig, wenn auch bei ihnen ein

allgemeiner Rückkehrwille zu unterstellen wäre (vgl.

Koch/Hartmann, Kommentar zum Angestelltenversicherungsé

’gesetz; Anm. III 2\d; Eicher/Haase, Die Rentenversiche—

rung der Arbeiter und der Angestellten, }. Aufl., Anm..

“11 zu 5 1251 RVG; Pappai in BAB1 1965, 600). Anderereg'

seits würde der vom 11.Senatlentschiedene Fall nun-
„mchr ohnehin unter die Ergänzung des 5 1251 Abs. 1

Nr. 3 BVG fallen.

Der Kläger hat indes nicht vorgetragen, daß er in der
_

fraglichen Zeit in Argentinien etwa festgehalten werden

ist° Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, daß

der Kläger im streitigen Zeitraum wenigstens den Willen

hatte, sein bisheriges Wohnsitz-Land zu verlassen, und
“zwar

— anders als bei der Rückkehrverhinderung - nicht

notwendigerweise in Richtung Deutschland‚

Aus diesen Gründen mußte der Revision der Erfolg ver-if

sagt bleiben„

- 10.5
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozial—

gerichtsgesetzes.
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